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Drucksache VI/3469 


Der Bundesminister des Innern 

DI 3 — 215 100/35 


Bonn, den 31. Mai 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Personalpolitik der Bundesregierung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schneider (Nürnberg), 
Vogel, Wagner (Günzburg), Berger, Prinz zu Sayn-Wittgenstein- 
Hohenstein, Hauser (Bad Godesberg), Lemmrich und der Fraktion 
der CDU/CSU 

— Drucksache W3422 — 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

1. Hält die Bundesregierung die in der Woche 
vom 24. bis 28. April 1972 getroffenen Personal- 
maßnahmen jeweils alle mit dem Leistungs- 
prinzip und den Grundsätzen einer geordneten 
Personalführung für vereinbar? 

Die Bundesregierung ist nach § 15 Abs. 2 ihrer Ge- 
schäftsordnung nur mit bestimmten Personalange- 
legenheiten zu befassen. Insoweit hält sie — und 
im übrigen halten die für ihren Geschäftsbereich 
nach Artikel 65 GG verantwortlichen Bundesmini- 
ster — alle in der Woche vom 24. bis 28. April 1972 
getroffenen Personalmaßnahmen für mit dem Lei- 
stungsprinzip und den Grundsätzen einer geordne- 
ten Personalführung vereinbar. 

Die dafür maßgebenden Einzelheiten ergeben sich 
aus der beigefügten Übersicht, die auf den Um- 
frageergebnissen beruht. Auf die Erläuterungen zur 
Übersicht wird Bezug genommen. 

In der Übersicht sind die nach Ausgangsdarstellung 
und Wesensgehalt der Kleinen Anfrage in Betracht 
kommenden Personalmaßnahmen erfaßt, die die 
obersten Bundesbehörden in der Woche vom 24. 
bis 28. April 1972 eingeleitet und vorgenommen 
haben; darüber hinaus sind auch die schon vorher 
eingeleiteten Personalmaßnahmen erfaßt worden. 
Viele dieser zahlreichen früher eingeleiteten Per- 
sonalmaßnahmen sind vor der Woche vom 24. bis 
28. April 1972 vorbereitet worden. Der in der Über- 
sicht angegebene Zeitpunkt des Personalvorschlags 
kennzeichnet jeweils das der Personalmaßnahme 
vorausgegangene Abschlußstadium der Personal- 
planung. 


Im übrigen hält die Bundesregierung den Hinweis 
für angebracht, daß sich die Zahl der in dem erfaßten 
Zeitraum vorgenommenen Personalmaßnahmen im 
Rahmen der monatlichen Durchschnittsquote der ver- 
gangenen Jahre hält. Dies kommt beispielsweise 
darin zum Ausdruck, daß das Bundeskabinett sich in 
der Woche vom 24. bis 28. April 1972 nur mit 16 Er- 
nennungsvorschlägen zu befassen hatte, während im 
Jahre 1971 zu den Kabinettsitzungen durchschnittlich 
18 Ernennungsvorschläge Vorlagen. 

2. Welche Auffassung vertreten die zuständigen 
Personalvertretungen bei den einzelnen ober- 
sten Dienstbehörden zu dieser Frage? 

Diese Frage beantwortet sich durch die Angaben zu 
den Fragen 5 und 6, auf die hier Bezug genommen 
wird. Die Fälle einer nach dem Personalvertretungs- 
gesetz vorgeschriebenen Mitbestimmung oder Mit- 
wirkung sowie einer sogar darüber hinaus vorge- 
nommenen Beteiligung der zuständigen Personal- 
vertretung sind in der Übersicht im einzelnen aus- 
gewiesen. Die Bundesregierung hat keinen Anlaß 
und keine Grundlage dafür gesehen, die Personal- 
vertretungen etwa außerdem noch in allgemeinerer 
Weise um gesamtheitliche Äußerungen ihrer Auf- 
fassung zu bitten. 

3. Welche Umbesetzungen sind bei welchen ober- 
sten Dienstbehörden für welche Dienstposten 
in der Woche vom 24. bis 28. April 1972 vor- 
genommen worden? 

Nach Sinn und Einleitung der Kleinen Anfrage be- 
zieht sich diese Frage auf Personalmaßnahmen, 
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durch die Beamten oder Angestellten höher bewer^ 
tete Funktionen zugewiesen worden, Bedienstete 
also z. B. zum Hilfsreferenten, Referenten oder Un- 
terabteilungsleiter bestellt worden sind. In der 
Übersicht sind nach dieser Maßgabe die Funktions- 
ebenen vom Sachbearbeiter bis zum Abteilungsleiter 
(Spalten 13 bis 17) erfaßt. Funktionen unterhalb der- 
jenigen des Sachbearbeiters konnten außer Betracht 
bleiben, weil sie zu dem in der Einleitung der Klei- 
nen Anfrage genannten Gesichtspunkt der „ent- 
scheidenden Positionen" und der als denkbar hinge- 
stellten „Abfindung für geleistete Dienste" ohnehin 
nur in entfernter Beziehung stehen würden. Aus die- 
sem Grunde sind auch Umbesetzungen auf gleicher 
Funktionsebene außer Betracht geblieben. 

4. Welche Beförderungen sind bei welchen ober- 
sten Dienstbehörden zu welchem Zeitpunkt in 
der Woche vom 24, bis 28. April 1972 ausge- 
sprochen bzw. eingeleitet worden? 

Die Beförderungen sind in der Übersicht in den 
Spalten 3 bis 11 ausgewiesen. Zusätzlich sind auch 
die Höhergruppierungen von Angestellten in der 
Spalte 12 vermerkt. Hinsichtlich der Einleitung die- 
ser Personalmaßnahmen wird auf die Angaben in 
den Spalten 24 und 25 (Vorschlag für die Personal- 
maßnahme) Bezug genommen. Sonstige vorstellbare 
Elemente einer „Einleitung" von Personalmaßnah- 
men sind nicht hinreichend und einheitlich erfaßbar. 
Das gilt besonders auch für Einleitungselemente, die 
noch dem Vorstadium einer Meinungsbildung zuzu- 
rechnen wären oder deren Ergebnis — die Vor- 
nahme der Personalmaßnahme — - noch offen war. 
Angaben zu solchen unentwickelten Personalvor- 
gängen verbieten sich auch aus dem Gesichtspunkt 
des Vertrauensschutzes und einer geordneten Per- 
sonalwirtschaft. 

5. Auf welche Weise und zu welchem Zeitpunkt 
waren bei diesen Maßnahmen jeweils die Per- 
sonalvertretungen beteiligt? 

Die Beteiligungszeitpunkte sind jeweils in den Spal- 
ten 18 und 19 der Übersicht vermerkt. Sie sind in Be- 
ziehung zu den in den Spalten 20 und 21 angegebe- 
nen Formen der gesetzlich vorgeschriebenen Beteili- 
gung zu sehen. Nach den Eintragungen ist ersicht- 
lich, daß die zuständige Personalvertretung in einer 
größeren Zahl von Fällen auch beteiligt worden ist, 
ohne daß dies gesetzlich vorgeschrieben war. 

6. Bei welchen Maßnahmen haben die Personal- 
vertretungen ihre Zustimmung erteilt, versagt 
bzw. sonstige Einwendungen erhoben? 

Die Angaben hierzu enthalten die Spalten 22 (Zu- 
stimmung) und 23 (Einwendungen) der Übersicht. Er- 
gänzend wird auf die näheren Hinweise der Num- 
mer II der „Erläuterungen zur Übersicht" Bezug ge- 


nommen. Soweit im Rahmen der gesetzlich vorge- 
schriebenen Mitbestimmung der Personalvertretung 
die Zustimmung zu der Personalmaßnahme erforder- 
lich war, ist sie erteilt worden. Auch in den Fällen 
der gesetzlich vorgeschriebenen Mitwirkung der 
Personalvertretung ist es nicht zu Einwendungen 
gegen die danach getroffenen Personalmaßnahmen 
gekommen; ganz vereinzelt wurden anfänglich be- 
stehende Einwendungen aufgeklärt und infolgedes- 
sen gegenstandslos. Auch in den Fällen, in denen 
die zuständige Personalstelle von sich aus ohne ge- 
setzliche Verpflichtung die Personalvertretung be- 
teiligt hat, sind keine Einwendungen gegen die Per- 
sonalmaßnahme erhoben worden. 

Lediglich im Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit kam es zu Meinungsverschieden- 
heiten mit dem Personalrat. Hierzu vertritt der Bun- 
desminister für Jugend, Familie und Gesundheit fol- 
gende Auffassung: Die Personalvertretung hat in 
erster Linie beanstandet, daß eine über die gesetz- 
lichen Verpflichtungen hinausgehende Beteiligungs- 
zusage aus dem Jahre 1970 nicht erfüllt worden sei. 
Die Personalvertretung ist zwar nicht gehört, aber 
doch unterrichtet worden. Die vom Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit getroffenen, in 
der Übersicht näher gekennzeichneten Personalmaß- 
nahmen unterliegen nach dem Personalvertretungs- 
gesetz nicht der Mitwirkung durch den Personalrat. 

Die im Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit getroffenen Personalmaßnahmen bilde- 
ten den Abschluß einer seit längerer Zeit geplanten 
und konzeptionell mit dem Personalrat erörterten, 
weitgehend bereits vor dem 24. April 1972 durchge- 
führten Umstrukturierung des Ministeriums. Daraus 
erklärt sich, daß nur noch eine abschließende Unter- 
richtung der Personalvertretung vorgenommen 
wurde. 

Der Personalrat im Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit hat den Personalentschei- 
dungen sachfremde Erwägungen unterstellt. Dem- 
gegenüber ist festzustellen, daß auch im Bundes- 
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit die 
Grundsätze der Gleichbehandlung und des Lei- 
stungsprinzips beachtet wurden. 

7. Lagen den einzelnen Personalmaßnahmen je- 
weils ausreichende Beurteilungskriterien zu- 
grunde? 

Die Frage ist zu bejahen. 

8. In wie vielen Fällen wurden erst kurzfristig 
Beurteilungen vorgelegt, um damit den An- 
schein einer Leistungsbeförderung zu wahren? 

Derartiges ist in keinem Fall vorgekommen. Die 
Bundesregierung verwahrt sich gegen die in der 
Frage enthaltene Unterstellung. 

Genscher 
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Erläuterungen zur Übersicht 


I. Zu Spalten 2 bis 17 

Ausgewiesen sind die Besoldungs- bzw. Vergütungs- 
gruppen und die Funktionen, die die Beamten bzw. An- 
gestellten aufgrund der in der Zeit vom 24. bis 28. April 
1972 getroffenen Personalmaßnahmen erreicht haben. 

Die Veränderungen gegenüber der bisherigen Dienst- 
position sind durch Symbole (Eintragungen in den Spal- 
ten) gekennzeichnet. Es bedeuten: 

+ = Beförderung (Spalten 3 bis 11), 

Höhergruppierung (Spalte 12), 

Bestellung (Spalten 13 bis 17), 

O = Amt/Vergütungsgruppe/Funktion unverändert 
geblieben. 

Auf diese Weise konnte auf weitere ausdrückliche An- 
gaben zur vorherigen Dienstposition verzichtet wer- 
den, weil bei den getroffenen Personalmaßnahmen Ämter/ 
Vergütungsgruppen/Funktionen nicht übersprungen wor- 
den sind. 

Die Personalmaßnahmen sind nach dem jeweiligen Ein- 
zelfall — nur bei durchweg gleichartigen Merkmalen 
gruppenweise — ausgewiesen (jeweils waagerechte 
Spalte), so daß die Maßnahmen auch in ihrer Verbindung 
miteinander ablesbar sind. 

II. Zu Spalten 18 bis 23 

Zum Zeitpunkt der Beteiligung der Personalvertretung 
ist zwischen dem in der Kleinen Anfrage genannten 
Zeitraum vom 24. bis 28. April 1972 und der davor lie- 
genden Zeit — insoweit ohne weitere Begrenzung — 
unterschieden worden (Spalten 18 und 19). 


Das Ergebnis der Beteiligung ist nach „Zustimmung" 
und „Einwendungen" (Spalten 22 und 23) gegliedert und 
damit zugleich zu den gesetzlich vorgeschriebenen Mit- 
wirkungsformen („Vorgeschriebene Form", Spalten 20 
und 21) in Beziehung gesetzt worden. Es bedeutet: 

Mw = Mitwirkung (§§ 61, 70 PersVG), 

Mb = Mitbestimmung (§§ 62, 71 PersVG). 

Zustimmung und Ablehnung bzw. Einwendungen sind 
damit im Rahmen der Zuständigkeiten der Personalver- 
tretung erfaßt worden. Auch eine über die gesetzliche 
Verpflichtung hinaus vorgenommene Beteiligung der 
Personalvertretungen ist in den Spalten 18 und 19 in 
Verbindung mit den Angaben in Spalte 23 („Einwen- 
dungen") ausgewiesen. 

Die Aussagen in der Spalte 22 („Zustimmung") umfassen 
demnach die Angaben „ja", „nein" und „ — " (= „ent- 
fällt"). 

In der Spalte 23 bezieht sich das Symbol „ — " mit der 
Bedeutung „entfällt" oder „unterblieben" auf Einwen- 
dungen im Rahmen der gesetzlichen Mitwirkungszustän- 
digkeit; bei einer ohne gesetzliche Verpflichtung vorge- 
nommenen Beteiligung bedeutet das Symbol „ — " eben- 
falls, daß Einwendungen unterblieben sind. 


III. Zu Spalten 24 und 25 

Die Vorschlagszeitpunkte kennzeichnen jeweils das Ab- 
schlußstadium der Vorbereitung der Personalmaßnahmen, 
das im allgemeinen in dem Vorschlag der Personalstelle 
an die Leitung des Ministeriums besteht. 
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Dienstpositionen nach Durchführung der Personalmaßnahmen 


Ressort 

Zahl 

Besoldungs-ZVergütungsgruppe 

A 10 

A 11 

A 12 1 A 13g 

A 15 

A 16 

B 3 1 B 6 

Sonstige 

Vergütungs- 

Gruppe 

1 1 

2 

3 1 

4 

5 1 6 

7 

8 

9 1 10 

11 

12 

ChBK ] _ 1 1 1 1 1 1 1 1 j 1 

AA 

1 1 1 

1 



1 + 1 ! 

BMI 

1 1 1 

1 



1 

[ + |B9 I 


2 1 1 

i 



Oll 1 


1 1 1 

1 


+ 

1 

1 


1 1 1 

1 

o 


1 ! 1 


1 1 

+ 

1 



1 1 i 


1 1 1 

1 + 



1 1 1 

BMJ 

2 1 1 

1 



1 + 1 ! 1 


1 i ! 

1 

o 


! 1 1 

BMWF (F) 

4 i 1 

1 



+ 11 ! 


3 1 1 



+ 

1 1 1 


5 1 1 

1 

0 


1 ! 1 


3 1 i 

1 

+ 

1 

1 1 1 


21 1 1 

1 + 





3 i 1 

1 + 



1 1 1 


15 1 1 

+ 1 



1 1 ! 

BMWF (W) 

1 1 1 

1 



1 + 1 ! 


3 1 1 

1 


+ 

1 1 1 


4 1 1 

1 

O 


1 ! 1 


1 

+ 

1 


1 


BML 

1 

+ 1 

1 



1 1 1 

BMA 

5 1 ! 

1 

+ 


1 1 1 


1 1 1 

1 


1 

1 1 

+ |III 

BMVg 

5 1 1 

1 

1 

[ 

1 + ! 1 1 


1 1 1 

1 


! 

Oil 1 


2 1 1 

1 


1 

i 

+ 1 ! 1 


1 ! 1 

1 



! ! 1 1 


1 1 1 

1 

1 O 

1 

1 1 1 


2 1 1 

1 

+ 

1 

! 1 1 


2 1 1 

1 + 



i ^ 1 !• 


1 1 1 

+ 1 

1 

1 


: ! 1 


1 1 

+ 

1 

1 

! 

i 

1 1 
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Funktionen 

Beteiligung der Personalvertretung 

Vorschlag für 





i 


Zeitpunkt 

Vorgeschrie- 
bene Form 

Ergebnis 

die Personal- 
maßnahmen 

Bemerkungen | 

SB 

HR 

R 

1 

AL 

vor 24. bis 

24. 4. 28. 4. 

Mw j Mb 

1 Ein 

wcn- 

mungen; 

vor 
24. 4. 

1 24. bis 
28. 4. 


13 

14 

15 

1 16 

17 

18 I 19 

20 1 21 

22 1 23 

24 

1 25 

26 j 


! ! 1 ! 1 1 ! 1 1 1 1 1 




! j 

i 1 


1 


! 

X 


O 1 Botschafter 




1 

+ 

1 


— — 


i X 





1 + i 


1 

! 

i 

— 1 — 


X 




o 

j ! 


1 

1 



' X 




+ 

1 


i X 

i 

— ' — 

X 

1 


o 



1 


X 1 

X 1 

— — 

X 



o 



1 


X i 

X 

— 1 — 

X 

1 




o 

1 


X 

1 

— 1 "" 

X 

1 




+ 

1 


! 

1 

— 1 

X 

1 




o 

1 1 




' 

X 

1 




o 

! 

1 


1 X 

1 


X 

i 




+ 

1 

1 



! 


X 

1 



o 


j 


i ^ 

X : 

„ ; 

X 

i 





1 


i X 

X ; 


X 

1 


o 



! 


1 X 

X : 

— i — 

1 


1 X 

i 

o 



} 


! X 

X : 

1 — 1 — 

X 

1 





1 O 



1 

1 

X 

1 



i 

o 

1 1 


X 1 

' 

— : — 

X 

1 

1 

1 



+ 

1 


X > 

' 

— * : — 

X 

i 

i 

o 

i 




X 1 

X 1 

! 

X 

i 


o 



i 


X 1 

X 

— — 

X 

i 

1 


o 


1 


X 

X ! 

__ 1 — 


1 ^ 

! 

o 

1 

1 


1 


: 1 X 

i ! X 

1 ja 1 


X 

1 


1 

! o 

1 

1 

1 

X 1 

' i 

— 1 — 

1 ^ 

1 

j 



1 + 

1 : 


' 1 

1 

— 1 — 

1 ^ 

1 

! 



1 O 

i 

j 

1 

1 1 

1 — “ 

1 ^ 

1 

Soldaten 



1 O 

! 


I X 1 


1 ““ ““ 

1 ^ 

i 

1 



1 + 

! 


! 1 

1 1 

1 — 1 — 

1 X 

1 

1 


! o 

! 

I 1 

1 1 


1 I 

1 1 


! X 

I 

1 Soldaten 

o 



1 

j 

' ^ 

1 X ! 1 

— I — ! 

X 

1 

i 

o 


1 

1 

1 

X i 

1 

^ X 1 I 

! 

X 

1 

1 

o 

1 

1 

! 

1 


■ X ' 

1 X I 

— ) — 1 

X 

1 

^ i 
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Ressort 

Dienstpositionen nadi Durchführung der Personalmaßnahmen 

Zahl 

Besoldungs-ZVergütungsgruppe 

A 10 

A 11 

A 12 

A 13g 

A 15 

A 16 

B 3 j B 6 

Sonstige 

Vergütungs- 

Gruppe 

1 

2 1 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 1 10 

11 

12 

BMJFG 

1 1 

1 



o 1 

1 



1 1 

1 


1 O 1 ! 1 



1 

1 

1 1 

1 


O 1 1 1 




1 1 


o 

1 1 




1 1 


+ 




BMV 

1 1 

1 



o 1 A13h 



1 1 

+ 1 


1 1 ! 



BMP 

— 1 

! 


1 1 ! 



BMSt 1 

— 1 

1 


III! 



BMB 

1 







1 


+ 1 B6 











(außer- 











tarif- 











lich) 


1 1 

1 



1 + !lb 

BMBW 

1 1 

1 


! 


+ 1 A13h 


1 1 

+ 1 


1 1 1 



BMZ 

1 

1 


+ 1 1 i 




3 1 

1 

+ 1 

I 1 I 

1 



3 1 

+ i 


1 1 1 




1 1 

+ 

1 


1 I 1 



ChBPA 1 

2 1 

1 


! 1 1 


+ 1 IVb 
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Funktionen 


Beteiligung der Personalvertretung 

Vorschlag für 
die Personal- 
maßnahmen 

Bemerkungen 

SB 

HR 

R 

UAL 

AL 

Zeitpunkt 

Vorgesdirie- 
bene Form 

Ergebnis 

vor 

24. 4. 

24. bis 
28. 4. 

Mw 

Mb 

Zustim- 

mungen 

Ein- 

wen- 

dungen 

vor 

24. 4. 

24. bis 
28. 4. 

13 

14 

15 

16 

17 1 

18 1 

19 

20 

21 ! 

22 

23 1 

24 1 

25 

26 




+ 

1 


X 



— 

‘) 

X 2) 





+ 1 

1 

1 

1 

X 



1 — 


X 2) 





+ 



X 




— 


X 2) 




1 1 





X 



1 — 


X 2) 



o i 

1 



1 

X 1 


X 


— 

— 

X 




1 o i 

! 


1 

X I 


1 X 

1 

1 “ 

— 

X 1 

1 

Anstellung 

o i 

i 

1 


1 

X 


1 X 


1 — 

— 

X 



1 1 1 i 1 1 1 1 1 1 ! 1 1 

! 1 1 1 1 1 1 1 1 1 i 1 1 






o 


1 

1 






X 

1 




O 1 i 1 


X i 

! 

X 1 

ja 

1 — 

i X 1 1 


o 1 1 1 1 

X 


X 

1 

1 

— 

j 

i X 1 i 

o 

! i 1 1 

X i 


X 


— 

— 

1 X 1 i 


0 1 ! 1 1 

X 

i 

X 


— 

— 

1 X 1 ! 

o 

i i i 1 

X i 

1 

X i 


— 

— 

1 X 1 1 

o 

! 1 ! i 

X 

1 

1 

X 


— 

— 

! X 1 1 

o 

1 1 1 i 

X i 

! 

1 

X i 


— 

— 

1 X 1 

0 1 



X 1 

1 

X 1 

ja 

1 “ 

1 X 1 1 


Einwand sachfremder Erwägungen; unzutreffend 

im Zusammenhang mit der seit längerem vorbereiteten personellen Umstrukturierung 
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